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Nach der Krise, vor der Krise?!  
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Krisenmanagement wird zur staatlichen Daueraufgabe?! Corona stellt Staat und Gesellschaft bis heute 
vor große Herausforderungen. Zweifelsohne weist die Pandemie charakteristische Merkmale einer 
Krise auf: Es handelt(e) sich um ein Ereignis, das mit dem herkömmlichen Handlungsrepertoire des 
Staates nicht bzw. nicht ohne weiteres zu handhaben war. Corona ist eine typische moderne Krise. 
Moderne Krisen verlieren an Linearität; einfache Ursache-/Wirkungsbeziehungen gibt es nicht. Mo-
derne Krisen verschwinden auch nicht mehr, sondern flackern immer wieder mit unbekannten Wir-
kungsfolgen auf, die mit (zunächst) unbekannten Instrumenten in Schach gehalten werden müssen. 
Diese neuen Krisen werden zum neuen Normalzustand und alte Krisen (Finanzkrise) werden durch 
neue Krisen (Pandemie) überlagert, was ihre Dynamik und ihr unbekanntes Wirkungsspektrum ver-
stärkt. Insgesamt müssen sich staatliche Institutionen und die Gesellschaft vermehrt auf Krisen ein-
stellen, weil nicht zuletzt durch Digitalisierung, Technologisierung etc. die Verletzlichkeit steigt. Krisen 
erhalten damit immer mehr Querschnittscharakter und bleiben nicht etwa auf einen Teilbereich oder 
ein einzelnes Politikfeld begrenzt. Neu entstehende technische Systeme sind durch Komplexität und 
enge Kopplung geprägt, so dass, wie es der Soziologe Charles Perrow bereits in seiner Normal Accident 
Theory formulierte, Unfälle und letztlich Krisen unvermeidlich werden. 
Krisen mit ihren Folgewirkungen liegen noch außerhalb des Routinedenkens von Institutionen bzw. 
einer ganzen Gesellschaft. Nicht selten werden frühe Warnungen als Überdramatisierung und die 
Frühwarner als Alarmisten verunglimpft, was bei Corona auf die Frühphase der Pandemie zutraf. Hier 
sollte der Staat Mechanismen und Sensoren entwickeln, um eine entsprechende Früherkennung si-
cherzustellen, so dass es erst gar nicht zu einer Krise kommt bzw. diese im Frühstadium bereits abge-
schwächt wird. Hier bietet es sich durchaus an, einen staatlichen und ggf. im Bundeskanzleramt instal-
lierten Chief Risk Officer zu schaffen, der permanent unterschiedliche Bedrohungslagen im Blick hat 
und v.a. frühzeitig auswertet sowie international und transdisziplinär vernetzt ist.  
Krisenmanagement erfordert eine hohe Lernfähigkeit! Während der Krise sind dann entsprechende 
Management-Maßnahmen gefragt. Hier verdeutlich die Literatur, dass zentral getroffene Entschei-
dungen nicht unbedingt die Besten sind. Vielfach sind Fachexpert:innen die „Stars“ in der Krise, die 
aus der zweiten oder dritten Reihe manchmal unerwartet hervortreten und mit unaufgeregter Sach-
lichkeit Probleme lösen, insbesondere auf dezentraler Ebene. Insofern ist „Föderalismus-Bashing“ un-
berechtigt und letztlich ein Verschiebebahnhof in Bezug auf die eigentlichen Probleme. Es kommt auf 
den richtigen Mix aus dezentralen und zentralen Entscheidungen und beispielsweise auf die Etablie-
rung einer entsprechenden ebenenübergreifenden Stabsarbeit an. Typisch für Krisen ist, dass sie eine 
unvorhergesehene Dynamik bekommen, so dass die Krisenintervention mit ihren Instrumenten nicht 
selten im „Nebel stochern“ muss, wie bei der Corona-Bekämpfung geschehen. Das ist Krisenmanage-
ment par excellence: Versuch und Irrtum mit schnellen Rückkopplungs- und Lernschleifen. Kapazitäten 
für unerwartete Ereignisse müssen laufend erhalten, verbessert und neu entwickelt werden, damit die 
Lernfähigkeit des Systems erhalten bleibt. 
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Nach der Krise bzw. nach dem Krisenpeak kommen die Krisenbewältigung und Neuorientierung, was 
die Chance bietet, Neues aufzubauen bzw. zu entwickeln und bisherige Handlungspfade zu verlassen. 
Typisch ist, dass nach Krisen ein institutionelles Vergessen und ein Übergang zur Tagesordnung erfolgt 
– mahnende Stimmen werden häufig ignoriert. Es ist zu beobachten und vielleicht auch zu hoffen, dass 
Corona bereits zu Änderungen im Verhalten von Behörden und Gesellschaft geführt hat und diese 
auch in der Nach-Corona-Zeit erhalten bleiben, wie die „Zwangsdigitalisierung“ in der Bildungs- und 
Arbeitswelt.  
Es braucht Verwaltung, die über Reserven (so genannten Slack) verfügt. Eine eng gekoppelte und auf 
den letzten „Effizienztropfen“ ausgepresste Verwaltung kommt in Krisenzeiten schnell an ihre Grenzen 
und kann keine zusätzlichen Ressourcen aktivieren. Tatsächlich hat der Staat wie im gegenwärtigen 
Krisenmodus, auch immer eine übergeordnete Gewährleistungsaufgabe, weil sonst ganze gesell-
schaftliche Teilsysteme drohen auszufallen, egal ob öffentliche oder private Aufgaben. Es müssen 
schnell Zahlungen stattfinden, Maßnahmen durchgesetzt und überwacht werden; der Staat mit seiner 
kritischen Infrastruktur für die Gesellschaft am Laufen gehalten werden, ggf. bei strategisch wichtigen 
Unternehmen einsteigen etc. Weitere Verwaltungsbereiche sind betroffen und müssen entsprechend 
ihres Politikfeldes im Krisenmodus arbeiten, wie z.B. Jugendämter (Stichwort: Zunahme häuslicher Ge-
walt), Bundesagentur für Arbeit (Stichwort: Kurzarbeit oder schnelle Geldauszahlung ohne persönli-
ches Erscheinen), Bildungsverwaltung (Stichwort: Online-Schulunterricht und Prüfungen), perma-
nente Auswertung von Vollzugsdaten für politische Maßnahmen etc. Kaum ein Verwaltungszweig, der 
nicht in irgendeiner Weise betroffen ist und sich innovative Lösungsansätze überlegen muss. Dafür 
braucht es Slack, was nicht bedeutet, einfach nur Überkapazitäten als „bürokratischen Bauchspeck“ in 
guten Zeiten „anzufuttern“, sondern gefragt ist organisatorische „Muskelmasse“, die auch schnell und 
zielgenau aktiviert werden. 
Hochwasser, beschleunigter Klimawandel, Cyberattacken, Terroranschläge, „Finanzkrise 2.0“ etc.; al-
les nicht ausgeschlossene Ereignisse für die Zukunft, die andere Strukturen, anderes Management und 
Handlungsmuster des Staates mit seiner Verwaltung erfordern. Kausale Wirkungszusammenhänge 
gibt es nicht, um diese Krisen zu lösen, allenfalls ist eine Abmilderung und vorübergehende Beruhi-
gung, in einer Situation permanenter Unsicherheit, möglich. Der Staat ist mit Dauerkrisen konfrontiert, 
die mehr oder weniger unerwartet auftreten. Ursachen sind kaum zu beheben, allenfalls „professio-
nelles Herumdoktern“ an Symptomen, was sich auch bei Covid-19 durch permanente Mutationen in 
Zukunft zeigen könnte. Zu erwarten, dass Wissenschaft, wie die Virologen, klare Antworten geben 
kann, hat weder die Rolle und Funktion von Wissenschaft verstanden noch die Dynamik „moderner“ 
Krisen. Jetzt einfach „mehr“ Staat zu fordern, lenkt von den eigentlichen Vollzugsherausforderungen 
ab. Es hilft nicht einfach „viel Staat“ lauthals einzufordern, sondern es braucht einen leistungsfähigen, 
robusten Staat, der über die notwendige menschliche Expertise und entsprechenden Fähigkeiten ver-
fügt, um so auf zunehmend Unerwartetes reagieren zu können. Zu glauben, dass Digitalisierung allein 
die Verwaltung krisenfester macht, ist mehr als (technik-)naiv. 
 
 
 
 
 


